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Pessimistische Astag-Prognose bestätigt sich
Das Transportgewerbe blutet
Die Befürchtungen des Schweizerischen. Nutzfahrzeugverbands Astag, dass sich die Wirtschaftskrise im Strassentransport verheerend auswirkt, haben sich leider bewahrheitet: Die Konkurse stiegen 2009 um 90 Prozent.
Im letzten Sommer hat die Astag mehrmals vor den verheerenden Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise für den Schweizer Strassentransport gewarnt. Inzwischen ist klar, dass sich die düstere Prognose leider bestätigt. „Sorge bereiten uns insbesondere die Arbeitslosenzahlen“, resümiert Astag-Zentralpräsident Adrian Amstutz die momentane Lage. Diese hat gemäss dem Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) von August 2008 bis Dezember 2009 um 120 (!) Prozent auf 2 681 Personen zugenommen. Damit wurde ein unrühmlicher Rekordstand seit fast sechs Jahren erreicht. „Zugleich findet momentan offenbar eine regelrechte ‚Flucht in die Selbständigkeit’ statt“, beschreibt Amstutz die Folgen der Beschäftigungslage. Dafür spricht laut Astag auch die Zunahme der Firmengründungen in den letzten Monaten. Nicht zuletzt deshalb konnte der Mitgliederbestand der Aastag erfreulicherweise auch ungefähr gehalten werden, wenngleich es auch unter den Mitgliedern zahlreiche Geschäftsaufgaben gegeben hat.

Gesättigter Markt

Die „Flucht in die Selbständigkeit“ hat für die Astag nicht nur positive Seiten: „Oftmals werden mit Pensionskassengeldern die notwendigen Investitionen für eine Neugründung getätigt, obwohl der Markt gerade nach dem Wirtschaftseinbruch gesättigt ist“, bedauert Astag-Direktor Michael Gehrken. Viele neue Unternehmen hätten denn auch „keine allzu langfristige Perspektive, was sich mittelfristig für die Betroffenen verheerend auswirken wird“. 

Entsprechend dramatisch fielen von Januar bis Dezember 2009 auch die Anzahl der Konkurse aus; die Zunahme betrug laut neusten Statistiken hier 91 Prozent. Ein untrügliches Indiz der Krise ist schliesslich, dass die Inverkehrssetzung von neuen Fahrzeugen von Januar bis November 2009 um 30 Prozent eingebrochen ist.

Entlastung muss kommen

Vom „Kahlschlag“ stark betroffen sind kleinere und mittlere Unternehmen. Wie die Astag richtig voraussagte, leiden sie unter dem fiskalischen Würgegriff des Staates, der in einem ohnehin sehr schwierigen Marktumfeld kaum noch Luft zum Atmen lässt. „Es ist ziemlich grotesk, wie Bundesrat und Behörden in dieser Situation wider besseren Wissens die Schraube weiterhin anziehen“, hält der Astag-Chef fest. Offenbar sei der Wirtschaftseinbruch in den gemütlichen Amtsstuben in Bern selbst noch nicht richtig angekommen. Anders könne er sich gewisse Schildbürgerstreiche wie die Beibehaltung der 2009 erhöhten LSVA für Cars nicht erklären.
Leider habe es der Bundesrat bisher nicht für nötig gehalten, der Branche entgegenzukommen. „Wir wollen keine finanzielle Unterstützung oder Subventionen“, stellt Amstutz klar. Vielmehr gehe es um eine Verbesserung der Rahmenbedingungen, die jeder Staat im eigenen Interesse anstreben müsste. Fast alle Vorschläge, welche die Astag im letzten Juli zur Milderung der Krise einreichte, seien jedoch in der Schublade der Behörden versunken. „Um weitere Härtefälle abzuwenden, braucht es jetzt aber umso dringender eine massive Reduktion der Gesamtbelastung“, fordert Astag-Direktor Gehrken. Dies auch deshalb, weil im Binnenverkehr die schwierigste Phase jetzt wohl erst noch bevorstehe.

Deshalb hält die Astag weiterhin an ihren zwei Hauptforderungen vom Juli 2009 fest:

· fiskalische und administrative Erleichterungen wie etwa eine Intervall-Verlängerung bei Motofahrzeugprüfungen;

· Abschaffung gewisser Gebühren oder eine kostenlose Erneuerung der Fahrerkarte.

Angesichts des nur zögerlichen Aufwärtstrends müssen dem Strassentransport alle unnötigen bürokratischen Steine so rasch als möglich aus dem Weg geräumt werden. Denn, so Adrian Amstutz: „Der Strassentransport ist mit 90 Prozent der transportierten Güter in der Schweiz die unabdingbare Versorgungsader unserer Wirtschaft und unserer Bevölkerung!“
Patrick M. Lucca
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Frühjahrssession der Schweizerischen Gewerbekammer
Gegen den Gebührenwahnsinn
Im Mittelpunkt der Frühjahrssession der Schweizerischen Gewerbekammer stand die Problematik der überrissenen Konzessions- und Urheberrechtsgebühren. Das Gewerbeparlament verlangte in einer Resolution wirksame Massnahmen „gegen den Gebührenwahnsinn“.
Die Welle von dreisten Gebührenforderungen im Bereich von Radio und TV sowie des Urheberrechts, in deren Rahmen seit Herbst 2009 rund 130 000 KMU saftige, teils mehrere Jahre zurück reichende Rechnungen erhielten, wird nicht ohne Folgen bleiben. „Das Vorgehen der Billag und der von der Suisa angeführten Verwertungsgesellschaften ist ebenso inakzeptabel wie das wirtschaftliche Gebaren dieser Unternehmen“, betonte sgv-Direktor Hans-Ulrich-Bigler vor der Kammer. Die überzogenen Saläre und Entschädigungen der Führungskräfte seien ebenso ungerechtfertigt wie die weit überdurchschnittlichen Verwaltungskosten, die etwa bei der Suisa volle 20 Prozent des Umsatzes von 150 Millionen Franken betragen.
Monopolisten zurückbinden

„Dass die Rechnungen nun rückwirkend ins Jahr 2004 erhoben werden, setzt dem Ganzen noch die Krone auf“, reflektierte Bigler die Stimmung an der sgv-Basis. Es gehe nicht an, dass in einem Rechtsstaat wie der Schweiz so übermächtige Organisationen wie die Billag oder die Suisa ihre Monopolstellung gegenüber den Mikro- und Kleinbetrieben derart ungehemmt ausspielen könnten. Aber es käme noch schlimmer, meinte Bigler: „Der Bundesrat strebt die geräteunabhängige Erhebung von Radio- und TV-Gebühren bei allen Unternehmen und Haushaltungen an. Und gewisse Urheberrechtsverwerter wollen mit einer ‚Kulturflatrate’ eine neue Steuer auf allen Breitband-Internetanschlüssen einführen.

Die Gewerbekammer verabschiedete in der Folge einstimmig eine Resolution, in der sie die folgenden einschneidenden Massnahmen verlangt:

· KMU sollen generell von den Gebührenpflichten befreit werden.

· Die Verwaltungskosten der Gebührenerhebungsstellen, bzw. der Verwertungsgesellschaften sind auf 5 bis maximal 10 Prozent des Gesamtumsatzes zu beschränken. Die Einsparungen in den Verwaltungskosten müssen vollumfänglich an die Gebührenpflichtigen weitergegeben werden.

· Es dürfen keine neuen, insbesondere flächendeckenden und geräteunabhängigen Gebühren im Radio- und TV-Bereich erhoben werden, und die SRG-Gebühren sind zu senken.

· Das Inkasso von Gebühren soll künftig der kostengünstigsten Stelle übertragen werden.

· Gebühren- oder Tarifansprüche, die älter als ein Jahr sind, verfallen ersatzlos.

Die Umsetzung dieser Forderungen erfordert mehrere Gesetzesänderungen. Diese will der sgv u.a. mit parlamentarischen Vorstössen anstreben, die bereits in der Märzsession eingereicht werden sollen.

Bruno Zuppiger nominiert

Die Kammer hat an ihrer Frühlingssession in Bern auch die Weichen für die Ablösung an sgv-Spitze gestellt: Sie empfiehlt dem Ende Mai in Lugano stattfindenden Kongress einstimmig SVP-Nationalrat Bruno Zuppiger als Nachfolger des zurücktretenden Präsidenten, FDP-Nationalrat Edi Engelberger. Ebenfalls problemlos ging die Parolenfassung über die Bühne. Das Gewerbeparlament empfiehlt die Vorlage zur generellen Einführung der Tierschutzanwälte zur Ablehnung. Die Kammermitglieder konnten sich mit den Eingriffen in die Kompetenzen der Kantone ebenso wenig anfreunden wie mit einem weiteren Ausbau der Bürokratie. Mangels gewerblicher Relevanz verzichtete die Kammer auf eine Parole zum Verfassungsartikel „Forschung am Menschen“. Die Vorlage zur Senkung des  Umwandlungssatzes wurde vom Gewerbeparlament bereits im vergangen Herbst empfohlen.
Patrick M. Lucca
3’515 Zeichen inkl. Leerschläge
Revision der Verordnung zur Dauernacharbeit
Erschwerungen statt Verbote
Seit Ende Januar läuft das Vernehmlassungsverfahren zur Revision der Verordnung zur Dauernacharbeit. Der sgv setzt sich dafür ein, dass die bis 2009 praktizierte flexible Regelung festgeschrieben wird.
„Die auf den ersten Blick trockene Materie ist für das Gewerbe von enormer Bedeutung, deshalb verfolgen wir die Revision mit Argusaugen“, betont sgv-Direktor Hans-Ulrich Bigler. Die Betriebe mieden nach Möglichkeit die Dauernachtarbeit, weil diese teuer sei und strengen Auflagen unterliege. Sie sei jedoch vorab in der Lebensmittelwirtschaft – etwa für Bäcker und Fleischverarbeiter oder Zeitungsdrucker – absolut unumgänglich. 

Zufriedene Betroffene 

„Die Gewerkschaft, welche die Dauernachtarbeit bis aufs Blut bekämpfen und Wechselschichten fordern, interessieren sich nicht wirklich für die wahren Bedürfnisse der Betroffenen“, meint Bigler. „Für viele Mitarbeitende ist es aus sozialen oder familiären Gründen nämlich gar nicht möglich, wöchentlich in einer anderen Schicht zu arbeiten und damit ihr Privat- und Familienleben ständig neu zu organisieren.“ Die Folge: Gemäss dem „Bericht Dauernachtarbeit“ der Eidgenössischen Arbeitskommission vom November 2008 lehnen 86 Prozent der Dauernachtarbeitenden einen Schichtenwechsel ab. Heute stehen in der Schweiz rund 900 000 Beschäftigte regelmässig zwischen 19 und 6 Uhr im Einsatz; davon verrichten etwa 85 000 Personen in 1 900 Unternehmen Dauernachtarbeit.

Flexibler Vollzug

Das seit 2000 geltende Arbeitsgesetz verbietet zwar die Dauernachtarbeit grundsätzlich, lässt jedoch Ausnahmen zu. Ein Bundesgerichtsurteil vom März 2009 hat nun den bisherigen Vollzug in Frage gestellt, der sich am Prinzip der „betrieblichen Unentbehrlichkeit“ orientiert. Dieses Prinzip soll nun mit der Revision der Verordnungsbestimmungen fallen. Bigler befürchtet für diesen Fall Schlimmes: „Sollte die Verordnung nicht im Sinne der Bedürfnisse unserer Betriebe und ihrer Mitarbeitenden präzisiert werden, würde die Rechtsprechung für sich allein dazu führen, dass Dauernachtarbeit erheblich erschwert oder gar verunmöglicht wird.“ 

Schlimme Vision

Damit ist der Auftrag für den sgv klar: Er muss sich dafür einsetzen, dass die bis 2009 angewandte Praxis in der jetzt revidierten Verordnung festgeschrieben wird. Dies bedeutet laut Hans-Ulrich Bigler, dass die Voraussetzungen für die Bewilligung von Nachtarbeit ohne Wechsel mit Tagesarbeit in drei Hauptbereichen erfüllt sein müssen: 

· fehlende Gegenschichten;

· bestimmte Gegebenheiten zu Personalbedürfnissen, -bestand und -rekrutierung;

· Bindung der Arbeitsausübung an den Nachtzeitraum. 

„Gelingt es nicht, die Verordnungsbestimmungen in dieser Richtung sinnvoll zu konkretisieren, wird die Nacharbeit in vielen Bereichen derart erschwert, dass sie gar nicht mehr praktiziert werden kann“, befürchtet der Gewerbedirektor. Die Schreckensvision von lieblos aufgebackenen Tiefkühlbrötli, massiven Preisaufschlägen bei Frischfleisch und inaktuellen Zeitungen ohne Sportresultate des Vorabends könnte also bald zu Realität werden…
Patrick M. Lucca

3'015 Zeichen inkl. Leerschläge
Übergang Schule–Arbeitswelt
Bald obligatorische Berufswahltests?
Schule und Gewerbe gehen im Kampf gegen zu viele Lehrabbrüche und Fehlbesetzungen neue Wege, Allfällige Defizite sollen mit obligatorischen Tests in der 8. Klasse erkannt werden.
Kurz vor Ende der obligatorischen Schulzeit wird die Frage nach der Berufswahl ist die Jungen zentral. Doch viele wissen nicht, ob sie für ihren Wunschberuf wirklich geeignet sind, denn dafür gibt es heute keine klaren Anhaltspunkte und Massstäbe.
Bereits Ende 2010

Das soll nun ein landesweit durchgeführter Test ändern. Eine Gruppe mit Vertretern des Gewerbes, der Lehrerschaft, Berufsberater und weiterer BildungsfachIeute arbeitet zurzeit im Auftrag der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) die Details aus. Vorgesehen ist, dass ab Ende 2010 die Schüler aller 8. Klassen in der ganzen Schweiz unter Aufsicht des Lehrers einen Onlíne-Test ablegen. Abgefragt werden Deutsch, Französisch, Englisch, Mathematik, Vorstellungsvermögen, Natur und Technik, Arbeitsmethodik und Sozialkompetenzen. Das dauert rund einen Tag.

Ähnliche Tests gibt es zwar heute schon in mehreren Kantonen. Doch sie werden erst durchgeführt, wenn sich der Jugendliche um eine Lehrstelle bewirbt. „Das ist zu spät“, sagt Gregor Saladin, Direktor der Schweizerischen Metall-Union SMU, der das Projekt im Auftrag des Schweizerischen Gewerbeverbandes sgv begleitet. „Die Standortbestimmung muss früher stattfinden, damit die Schüler im 9. Schuljahr gezielter auf die Arbeitswelt vorbereitet werden können.“

9. Schuljahr nützen

Die heute gebräuchlichen Tests erlauben keinen Vergleich zwischen dem eigenen Leistungsvermögen und den Anforderungen des Wunschberufs. Beim neuen Test erhalten die Schüler hingegen sofort eine Auswertung, für welchen der rund 240 verfügbaren Lehrberufe sie geeignet sind und welche Defizite sie haben. Die verbleibende Schulzeit soll dann im Sinne von Gregor Saladin genutzt werden.

Für den sgv ist das Projekt wichtig, weil ihm das Bildungsniveau in der Schweiz nicht mehr genügt. „Aus Sicht der Lehrbetriebe sind immer weniger Schulabgänger in der Lage, eine berufliche Grundbildung erfolgreich abzuschliessen“, sagt Direktor Hans-Urich Bigler. Jede fünfte vorhandene Lehrstelle könne deshalb nicht besetzt werden, und die er Lehrabbrüche häuften sich immer mehr.

Mehrere Fragezeichen

Ursula Renold, Direktorin des Bundesamtes für Berufsbildung und Technologie (BBT), zeigt Sympathien: „Ich erhoffe mir davon, dass jene Jugendlichen schneller in den Lehrstellenmarkt integriert werden, die heute Probleme haben, sich zu orientieren.“ Ob der Bund das Projekt finanziell unterstützt, ist allerdings noch offen. Ein entsprechender Antrag liegt dem BBT bereits vor.  Hängig ist auch die Frage, ob der Test von der EDK für obligatorisch erklärt wird. Gewerbedirektor Bigler ist zuversichtlich: „Die Vernunft wird sich durchsetzen.“
2'811 Zeichen inkl. Leerschläge
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